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1.  Verjährung von Forderungen

Zahlungsansprüche des täglichen Geschäftsverkehrs, die der regel-
mäßigen Verjährungsfrist (drei Jahre) unterliegen, verjähren mit Ab-
lauf des 31.12. des Jahres. Demnach verjähren also die Forderungen, 
die 2014 entstanden sind, am 31.12.2017.  

Forderungen auf den Kaufpreis oder den Werklohn entstehen, wenn 
der Unternehmer seine vertragliche Leistung erbracht hat. Auf eine 
Rechnungsstellung kommt es nicht an. Ist die Forderung aus einem 
Kaufvertrag z. B. am 1.3.2014 entstanden, beginnt die Verjährung 
am 31.12.2014; d. h. dass die Forderung bis zum 31.12.2017 nicht 
verjährt.

Der Schuldner hat dann nach Ablauf der gesetzlich festgelegten Frist 
von drei Jahren (Regelverjährungsfrist) die Möglichkeit, sich für For-
derungen aus Kauf- und Werkverträgen auf die Verjährung seiner 
Schuld zu berufen und die Erfüllung des Anspruchs zu verweigern. 

Auch wenn die Forderung weiterhin besteht, können Unternehmer 
ihren Anspruch nicht mehr erfolgreich gerichtlich durchsetzen, 
wenn sich der Schuldner auf die Verjährung beruft.

Eine mündliche oder schriftliche Mahnung verhindert die Verjäh-
rung nicht. Diese wird allerdings unterbrochen, wenn der Schuld-
ner einen Teil der Forderung begleicht. Ab dann beginnt die drei-
jährige Verjährung erneut zu laufen.

Durch ein gerichtliches Mahnverfahren – also ein Antrag auf Er-
lass eines Mahnbescheides – kann die Verjährung gehemmt werden. 
Daher sollte für Forderungen aus 2014 noch vor dem 31.12.2017 
ein Mahnbescheid beantragt werden, in dem die Forderung genau 
defi niert wird.

Anmerkung: Unternehmer sollten rechtzeitig vor dem 31.12.2017 
prüfen, ob sie im Jahr 2014 Leistungen an Kunden erbracht haben, 
die noch nicht gezahlt wurden, und entsprechende Maßnahmen – 
eventuell über ihren Anwalt – einleiten.

2.  Das neue Transparenzregister

Durch eine Änderung im Geldwäschegesetz wurde das sog. Trans-
parenzregister eingeführt. Das Register ist eine rein elektronische 
Plattform, die Angaben über die hinter einem Unternehmen stehen-
den wirtschaftlich berechtigten Personen enthält. 

Als wirtschaftlich berechtigte Personen sind natürliche Personen 
zu verstehen, die an einer juristischen Person oder eingetragenen 
Personengesellschaft mehr als 25 % der Kapitalanteile oder der 
Stimmrechte besitzen oder auf andere Art auch Kontrolle über die 
Gesellschaft ausüben. 

Die neuen Transparenzpfl ichten betreffen alle juristischen Personen 
des Privatrechts (u. a. AG, GmbH, UG [haftungsbeschränkt], Vereine, 
Genossenschaften, Stiftungen, Europäische Aktiengesellschaft [SE], 
KG a. A.), eingetragenen Personengesellschaften (u. a. OHG, KG, Part-
nerschaften) sowie „Rechtsgestaltungen“, d. h. bestimmte Trusts und 
Treuhänder von nicht rechtsfähigen Stiftungen mit eigennützigem 
Stiftungszweck und Rechtsgestaltungen, die solchen Stiftungen in 
ihrer Struktur und Funktion entsprechen.
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Von der Mitteilungspfl icht ist die GbR grundsätzlich nicht be-
troffen, es sei denn, sie hält Anteile an einer GmbH. Ergeben sich 
die im Transparenzregister einzutragenden Daten aus öffentlich 
einsehbaren und elektronisch abrufbaren Registern, wie z. B. Han-
dels-, Partnerschafts-, oder Genossenschaftsregistern, sind Mit-
teilungen an das Transparenzregister nicht notwendig. 

Bei bislang nicht elektronisch hinterlegter Gesellschafterliste ent-
fällt die Meldepfl icht nicht. Daher ist grundsätzlich individuell zu 
prüfen, ob die wirtschaftlich Berechtigten sich bereits aus den Re-
gistern ergeben.

Juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften ha-
ben Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten dieser Vereinigun-
gen einzuholen, aufzubewahren, aktuell zu halten und der register-
führenden Stelle unverzüglich elektronisch mitzuteilen. 

Die Mitteilungen mussten erstmals zum 1.10.2017 erfolgen. Mit der 
Führung des Transparenzregisters wurde die Bundesanzeiger Verlags 
GmbH beauftragt. Der Link zum Transparenzregister lautet: http://
www.transparenzregister.de

Anmerkung: Ein Verstoß gegen die gesetzlich vorgeschriebenen 
Pfl ichten kann mit einem Bußgeld von bis zu 100.000 € oder, bei 
schwerwiegenden, wiederholten oder systematischen Verstößen bis 
zu 1 Mio. € belegt werden.

3.  Höhere Bußgelder für Handy nutzung am 
Steuer und bei Behindern von Rettungs-
kräften

   
Autofahrer, die für Polizei- und Hilfskräfte keine Rettungsgasse 
bilden, müssen künftig mit einem Bußgeld bis zu 200 € rechnen. 
Kommt es darüber hinaus zu einer weiteren Behinderung, Gefähr-
dung oder Sachbeschädigung, kann es bis zu 120 € teurer werden. 
Außerdem droht ein einmonatiges Fahrverbot. Das sieht die Verord-
nung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vor, der 
der Bundesrat am 22.9.2017 zugestimmt hat.

Die Bußgelder für Verstöße gegen die Pfl icht, bei Blaulicht oder Ein-
satzhorn sofort freie Bahn zu schaffen, wurden ebenfalls angehoben. 
Beide Verstöße sind gleich schwer zu bewerten und müssen deshalb 
auch weiter gleich geahnt werden.

Das neue Handy-Verbot enthält eine technikoffene Formulierung, 
die sicherstellen soll, dass sich Fahrzeugführer während der Fahrt 
grundsätzlich nicht durch Informations-, Kommunikations- und Un-
terhaltungsmittel ablenken lassen. Die Bedienung der Geräte mittels 
Sprachsteuerung und Vorlesefunktion bleibt zulässig, ebenso deren 
sekundenschnelle Nutzung. Bei einem Verstoß gegen die geänderten 
Vorschriften zur Nutzung elektronischer Geräte drohen erhöhte 
Bußgelder.

4.  Beitragspfl icht für Industrie- und Handels-
kammern verfassungsgemäß

Die Industrie- und Handelskammern (IHK) sind als Körperschaften 
des öffentlichen Rechts organisiert, an die die Kammermitglieder 
Beiträge zahlen müssen. Pfl ichtmitglied ist, wer im Bezirk der jeweils 
regional zuständigen IHK einen Gewerbebetrieb betreibt. 

Mit Beschluss vom 12.7.2017 legte das Bundesverfassungsgericht 
nunmehr fest, dass die an die Pfl ichtmitgliedschaft in der IHK ge-
bundene Beitragspfl icht verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden 
ist. Gerade die Pfl ichtmitgliedschaft sichert nach Auffassung des 

Gerichts, dass alle regional Betroffenen ihre Interessen einbringen 
können und diese fachkundig vertreten werden. Dies ist auch mit 
Blick auf die weiteren Aufgaben der IHK, Prüfungen abzunehmen 
und Bescheinigungen zu erteilen, gefragt. 

5.  Fortbildungspfl icht für Makler
 
Nach der Zustimmung des Bundesrates vom 22.9.2017 zum Gesetz 
zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für gewerbliche Im-
mobilienmakler und Wohnimmobilienverwalter sind Makler und Ver-
walter künftig verpfl ichtet, sich innerhalb von drei Jahren insgesamt 
20 Stunden fortzubilden. Ebenfalls fortbilden müssen sich Verwalter 
von Mietimmobilien. 

Lediglich Makler und Verwalter, die einen staatlich anerkannten 
Aus- oder Fortbildungsabschluss wie Immobilienkaufmann oder Im-
mobilienfachwirt haben, sind in den ersten drei Jahren nach Aufnah-
me ihrer Tätigkeit von der Fortbildungspfl icht befreit. 

Durch die Einführung der Fortbildungspfl icht wurde der geplante 
Sachkundenachweis ersetzt, der vorsah, dass Makler und Verwalter 
ihre Kenntnisse vor Industrie- und Handelskammern belegen.

Das Gesetz verpfl ichtet Immobilienverwalter zum Abschluss einer 
Berufshaftpfl ichtversicherung, Makler sind hiervon ausgenommen.

6.  Immobilieninserate – Immobilienmakler 
müssen Daten aus dem Energieausweis 
angeben

 
Die Energieeinsparverordnung verpfl ichtet Verkäufer und Vermieter 
vor dem Verkauf und der Vermietung einer Immobilie in einer Immo-
bilienanzeige in kommerziellen Medien zu Angaben über den Ener-
gieverbrauch, wenn zu diesem Zeitpunkt ein Energieausweis vorliegt. 
Der Immobilienmakler ist nicht Adressat dieser Informationspfl icht.

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs hat ein Immobi-
lienmakler jedoch unter dem Gesichtspunkt einer Irreführung der 
Verbraucher durch Vorenthalten wesentlicher Informationen die 
Verpfl ichtung, notwendige Angaben zum Energieverbrauch in die 
Anzeige aufzunehmen. Zu den wesentlichen Informationen, die an-
geführt werden müssen, rechnen die Art des Energieausweises (En-
ergiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis), der wesent-
liche Energieträger für die Heizung, das Baujahr des Wohngebäudes, 
die Energieeffi zienzklasse und der Wert des Endenergiebedarfs oder 
Endenergieverbrauchs.

7.  Hinweispfl icht des Reiseveranstalters ge-
genüber den Reisenden zur Mängelanzeige

Nach den gesetzlichen Regelungen ist der Reiseveranstalter ver-
pfl ichtet, die Reise so zu erbringen, dass sie die zugesicherten Ei-
genschaften hat und nicht mit Fehlern behaftet ist, die den Wert 
oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder nach dem Vertrag 
vorausgesetzten Nutzen aufheben oder mindern. Ist die Reise in die-
sem Sinne mangelhaft, mindert sich für die Dauer des Mangels der 
Reisepreis.

Die Minderung des Reisepreises tritt allerdings nicht ein, soweit 
es der Reisende schuldhaft unterlässt, den Mangel anzuzeigen.

Dabei ist jedoch zu beachten, dass die Reisebestätigung, die der 
Reiseveranstalter dem Reisenden bei oder unverzüglich nach Ver-
tragsschluss auszuhändigen hat, unter anderem Angaben über die 



Obliegenheit des Reisenden enthalten muss, wie z. B. dem Reisever-
anstalter einen aufgetretenen Mangel anzuzeigen.

Dazu haben die Richter des Bundesgerichtshofs in ihrem Urteil vom 
21.2.2017 Folgendes entschieden: „Hat der Reiseveranstalter den 
Reisenden nicht ordnungsgemäß auf seine Obliegenheit hingewie-
sen, ihm einen Reisemangel anzuzeigen, wird vermutet, dass der 
Reisende die Mangelanzeige nicht schuldhaft versäumt hat.“

8.  Gebrauchtwagenkauf - „gekauft 
wie gesehen“

Bei einem Gebrauchtwagenkauf nutzen die Beteiligten häufi g be-
stimmte Formulierungen, um die Haftung des Verkäufers für Mängel 
des Wagens auszuschließen. Oft wird dabei die Wendung „gekauft 
wie gesehen“ gewählt. In einer aktuellen Entscheidung hat sich das 
Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) damit auseinandergesetzt, was 
dies im Einzelfall bedeuten kann.

Im entschiedenen Fall kaufte eine Frau einen gebrauchten Pkw für 
ca. 5.000 €. Nach einiger Zeit wollte sie das Fahrzeug zurückgeben 
und ihren Kaufpreis zurückerhalten. Sie behauptete, das Fahrzeug 
habe einen erheblichen Vorschaden, von dem sie beim Kauf nichts 
gewusst habe. Der Verkäufer bestritt einen Vorschaden und berief 
sich außerdem darauf, dass man mit der benutzten Formulierung 
„gekauft wie gesehen“ Gewährleis-tungsansprüche ausgeschlossen 
habe.

Nach den Feststellungen des gerichtlichen Sachverständigen hat-
te der Wagen einen erheblichen, nicht vollständig und fachgerecht 
beseitigten Unfallschaden. Beide Kotfl ügel wiesen Spachtelarbeiten 
und eine Neulackierung auf. Das OLG entschied zugunsten der Käu-
ferin. Nach seiner Auffassung schließt die Formulierung „gekauft 
wie gesehen“ einen Gewährleistungsanspruch des Käufers nicht aus.

Diese Formulierung gilt nur für solche Mängel, die ein Laie ohne Hin-
zuziehung eines Sachverständigen bei einer Besichtigung erkennen 
kann. Dass dem Verkäufer der Vorschaden ebenfalls nicht bekannt 
war, spielte keine Rolle. Denn für den Gewährleistungsanspruch ist 
eine Arglist des Verkäufers nicht Voraussetzung. Auch das Argument 
des Verkäufers, die Anforderungen an die Sorgfaltspfl ichten eines 
privaten Verkäufers würden überspannt, greift nicht. Denn ihm hät-
te freigestanden, im Kaufvertrag einen umfassenden Haftungsaus-
schluss für alle ihm nicht bekannten Mängel zu vereinbaren.

9. Treueprämie - Anrechnung auf Mindestlohn

In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) entschiedenen Fall war in 
einem Arbeitsvertrag (hier: Schlacht- und Verarbeitungsbetrieb für 
Gefl ügel) vereinbart, dass der Mindestlohn je Stunde 7,75 € beträgt. 
Der Arbeitnehmer erhielt jedoch für geleistete Arbeit einen Brutto-
stundenlohn von 7,15 €, eine Schichtzulage von 0,10 € brutto und 
eine Treueprämie von 0,50 € brutto. Er vertrat die Auffassung, dass 
die Treuprämie nicht auf den Mindestlohn angerechnet werden darf.

Die Richter des BAG kamen jedoch zu dem Entschluss, dass die Treu-
eprämie mindestlohnwirksam und somit eine Anrechnung zulässig 
ist. Ob und in welchem Umfang der Mindestlohnanspruch neben der 
Grundvergütung durch weitere Leistungen erfüllt wird, bestimmt 
sich danach, ob die vom Arbeitgeber erbrachten (Zusatz-)Leistungen 
die Normzwecke der Verordnung über zwingende Arbeitsbedingun-
gen in dem entsprechenden Wirtschaftszweig und den TV-Mindest-
bedingungen sichern. Gemessen daran ist die vom Arbeitgeber ge-
leistete Treueprämie mindestlohnwirksam. Er hat diese vorbehaltlos 
neben der Grundvergütung als Teil der Vergütung gezahlt.

10.  Mindestlohn - Feiertagsvergütung - Nacht-
arbeitszuschlag 

Die Höhe der Entgeltfortzahlung an Feiertagen bestimmt sich – so-
weit kein höherer tarifl icher oder vertraglicher Vergütungsanspruch 
besteht – nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG) und dem Min-
destlohngesetz (MiLoG). Sieht ein Tarifvertrag einen Nachtarbeits-
zuschlag vor, der auf den tatsächlichen Stundenverdienst zu zahlen 
ist, ist auch dieser mindestens aus dem gesetzlichen Mindestlohn 
zu berechnen.

Zwar gewährt das MiLoG nur Ansprüche für tatsächlich geleistete 
Arbeitsstunden. Nach dem EFZG hat der Arbeitgeber aber für Ar-
beitszeit, die aufgrund eines gesetzlichen Feiertags ausfällt, dem 
Arbeitnehmer das Arbeitsentgelt zu zahlen, das er ohne den Arbeits-
ausfall erhalten hätte (Entgeltausfallprinzip). Dies gilt auch dann, 
wenn sich die Höhe des Arbeitsentgelts nach dem MiLoG bestimmt. 
Ein Rückgriff des Arbeitgebers auf eine vertraglich vereinbarte nied-
rigere Vergütung scheidet aus.

11.  Pfändungsschutz für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeitszulagen

Zulagen für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit sind Erschwer-
niszulagen und damit im Rahmen des Üblichen unpfändbar. Zulagen 
für Schicht-, Samstags- oder sog. Vorfestarbeit sind dagegen der 
Pfändung nicht entzogen. Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) 
in seiner Entscheidung vom 23.8.2017 festgelegt. 

Hinsichtlich der Frage, in welchem Umfang und welcher Höhe Zu-
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit als „üblich“ und 
damit unpfändbar anzusehen sind, kann an die Regelungen im Ein-
kommensteuergesetz angeknüpft werden. Danach gilt: 

Steuerfrei sind Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn gezahlt werden, 
soweit sie 
1. für Nachtarbeit 25 %,
2. vorbehaltlich der Nummern 3 und 4 für Sonntagsarbeit 50 %,
3. vorbehaltlich der Nummer 4 für Arbeit am 31.12. ab 14 Uhr und 

an den gesetzlichen Feiertagen 125 %,
4. für Arbeit am 24.12. ab 14 Uhr, am 25. und 26.12. sowie am 1.5. 

150 % des Grundlohns nicht übersteigen.

In ihrer Begründung führten die BAG-Richter an, dass der Gesetz-
geber im Arbeitszeitgesetz (ArbZG) die Ausgleichspfl ichtigkeit von 
Nachtarbeit geregelt hat, die von ihm als besonders erschwerend 
bewertet wurde. Sonntage und gesetzliche Feiertage stehen kraft 
Verfassung unter besonderem Schutz. Das ArbZG ordnet an diesen 
Tagen ein grundsätzliches Beschäftigungsverbot an. Damit geht der 
Gesetzgeber auch hier von einer Erschwernis aus, wenn an diesen 
Tagen dennoch gearbeitet wird.

12. Konkurrenztätigkeit im Arbeitsverhältnis 
kann zu fristloser Kündigung führen

   
Solange das Arbeitsverhältnis besteht, ist dem Arbeitnehmer jede 
Konkurrenztätigkeit untersagt. Eine gesellschaftsrechtliche Beteili-
gung von 50 % an einer juristischen Person eröffnet jedenfalls dann 
maßgeblichen Einfl uss auf den Geschäftsbetrieb, wenn Beschlüsse 
der Gesellschaft mit Stimmenmehrheit gefasst werden müssen.

Agiert diese Gesellschaft unter 50%iger Beteiligung des Arbeitneh-
mers während des Bestehens seines Arbeitsverhältnisses konkur-
rierend im Handelszweig des Arbeitgebers am Markt, stellt dieses 



nach Auffassung des LAG Schleswig-Holstein in seinem Urteil vom 
12.4.2017 einen wichtigen Grund für eine fristlose Kündigung we-
gen Verstoßes gegen das vertragliche Wettbewerbsverbot dar.

13.  Kündigung eines GmbH-Geschäftsführers 
aus Altersgründen

Das Erreichen eines Alters von 60 Jahren kann im Dienstvertrag mit 
einem GmbH-Geschäftsführer als Altersgrenze vereinbart werden, 
die eine ordentliche Kündigung rechtfertigt. Wenn gewährleistet 
ist, dass dem Geschäftsführer nach seinem Ausscheiden aus dem 
Unternehmen eine betriebliche Altersversorgung zusteht, verstößt 
eine derartige Regelung nicht gegen das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz. Das haben die Richter des Oberlandesgerichts Hamm 
am 19.6.2017 entschieden. 

Als Begründung führten das OLG auf, dass das Anforderungsprofi l 
für Unternehmensleiter regelmäßig besonders hoch ist. Daher kann 
sich aus betriebs- und unternehmensbezogenen Interessen ein Be-
dürfnis für die Vereinbarung einer Altersgrenze ergeben, die unter 
dem gesetzlichen Renteneintrittsalter liegt. 

Des Weiteren kann ein Unternehmen ein legitimes Interesse daran 
haben, frühzeitig einen Nachfolger in der Unternehmensleitung zu 
installieren. Erhält dann ein aufgrund der Altersklausel vorzeitig 
ausscheidender Geschäftsführer sofort eine betriebliche Altersver-
sorgung, ist seinen Interessen an einer sozialen Absicherung Rech-
nung getragen. 

Unter diesen Voraussetzungen ist daher – nach Auffassung des OLG 
– eine vereinbarte Altersgrenze, die deutlich unterhalb des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters liegt, als mit dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz vereinbar anzusehen.

14.  Falsche Angaben im Unterhaltsverfahren 
- Verlust des Unterhaltsanspruchs

Nach einer Trennung kann der bedürftige Ehegatte Unterhalt vom 
ehemaligen Partner verlangen, wenn dieser über mehr Einkommen 
als der andere verfügt. Kommt es zu Streit hierüber, entscheidet das 
Familiengericht.

Das Gericht kann aber auch einem eigentlich Berechtigten Unterhalt 
versagen, wenn er im Prozess nicht die Wahrheit sagt und eigenes 
Einkommen verschweigt. Über einen solchen Fall hatte das Oberlan-
desgericht Oldenburg (OLG) zu entscheiden.

Im entschiedenen Fall nahm die Ehefrau nach der Trennung einen 
Minijob an. Sie verlangte Trennungsunterhalt von ihrem Mann, ver-
schwieg aber, dass sie eigene, wenn auch geringe, Einkünfte hatte. 
Auf den Hinweis des Gerichts, dass nicht plausibel sei, wovon sie 

lebe, erklärte sie, Verwandte würden ihr Geld leihen, das sie aber 
zurückzahlen müsse. Der Ehemann hatte indes inzwischen erfahren, 
dass seine Frau einer Arbeit nachging. Er wies im Prozess darauf 
hin und konnte sogar eine Zeugin benennen. Die Frau musste ihre 
Angaben korrigieren.

Das OLG verneinte einen Unterhaltsanspruch der eigentlich unter-
haltsberechtigten Frau. Vor Gericht ist man zur Wahrheit verpfl ich-
tet. Hinzu kommt, dass das unterhaltsrechtliche Verhältnis zwischen 
Eheleuten in besonderem Maße durch die Grundsätze von Treu und 
Glauben beherrscht wird. Eine Inanspruchnahme des Mannes trotz 
der falschen Angabe wäre daher grob unbillig.

15.  Schenkungen nach Erbeinsetzung im ge-
meinschaftlichen Ehegattentestament

Ehegatten bestimmen in einem gemeinschaftlichen Ehegattentesta-
ment ihr gemeinsames Kind zum Schlusserben des Längstlebenden. 
Nach dem Tode eines Ehegatten verschenkt der Überlebende einen 
Großteil des Vermögens an einen Dritten und vermindert so das Erbe. 
Kann das erbende Kind von dem Dritten die Geschenke nach dem 
Tode des überlebenden Elternteils herausverlangen? 

Das Oberlandesgericht Hamm (OLG) hat die Frage in dem von ihm zu 
beurteilenden Fall wie folgt entschieden: Beeinträchtigt der überle-
bende Ehegatte die Erberwartung eines in einem gemeinschaftlichen 
Ehegattentestament verbindlich eingesetzten Schlusserben durch 
Schenkungen an einen Dritten, kann der Dritte nach dem Tod des 
zuletzt verstorbenen Ehegatten zur Herausgabe an den Schlusserben 
verpfl ichtet sein, wenn der Erblasser kein anerkennenswertes lebzei-
tiges Eigeninteresse an der Zuwendung hatte.

Im entschiedenen Fall war der Sohn Erbe seines verstorbenen Va-
ters. Dieser und die verstorbene Mutter hatten ihn in einem ge-
meinschaftlichen Testament zum Schlusserben des längstlebenden 
Ehegatten eingesetzt. Nach dem Tode der Mutter lernte der Vater 
eine Frau kennen, mit der er in einem Haushalt zusammenlebte. 
Auf Wunsch des Vaters vereinbarte der Sohn mit der Frau ein le-
benslanges Wohnrecht an einer im Eigentum des Sohnes stehenden 
Wohnung unter der Bedingung, dass die Frau den Vater bis zum Tode 
oder bis zu einer Heimaufnahme pfl ege und in Bezug auf das von ihr 
und dem Vater bewohnte Haus keine Besitzansprüche stelle. In der 
Folgezeit übertrug der Vater der Frau verschiedene Vermögensge-
genstände (u. a. Fondsbeteiligungen, Lebensversicherungen) im Wert 
von ca. 222.000 €. Durch Barabhebungen erlangte die Frau weitere 
50.000 € aus dem Vermögen des Erblassers.

Das OLG Hamm hat die Frau zur Übertragung der ihr zugewandten 
Vermögenswerte und zur Rückzahlung der von ihr erlangten Gelder 
verurteilt. Diese Schenkungen haben die Erberwartung des Sohnes 
beeinträchtigt und sind nicht durch ein – eine Benachteiligungs-
absicht ausschließendes – anerkennenswertes lebzeitiges Eigeninte-
resse des Vaters veranlasst gewesen.

Basiszinssatz: seit 1.7.2016 = -0,88 %; 1.1.2015 – 30.6.2016 = –0,83 %; 1.7.2014 – 31.12.2014 = –0,73 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: September = 109,6; August = 109,5; Juli = 109,4; Juni = 109,0; Mai = 108,8; April =109,0; 
 (2010 = 100) März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


